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Vorwort 
 
Die 1. Auflage dieses Handbuches wurde vor mehr als 20 Jahren herausgegeben. Die  

folgenden Auflagen erschienen jeweils im Abstand von vier bis fünf Jahren. Die Schnell-
lebigkeit der Gesetzgebungsverfahren; aber auch die im stetigen Wandel befindliche Recht-
sprechung machten dabei jeweils umfangreiche Überarbeitungen der Texte erforderlich. 
Auch die vorliegende 5. Aufl. verfolgt das Anliegen, den neuesten Stand von Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Literatur zu vermitteln.  

Aus dem Kreis der Autoren ausgeschieden sind im Zuge dieser Neuauflage Dr. Mona 
Moraht, Dr. Robert G. Brehm, Dr. Jan-Peter Fiebig, Klaus-Dieter Haase, Prof. Dr. Frederik 
von Harbou, Dr. Bertold Huber, Gernot Lehr, Christoph Nold und Dr. Wolfgang Zimmer-
ling. 

Für eine Mitarbeit gewonnen werden konnten Frau Dr. Mascha Franzen sowie die Her-
ren Wilhelm Achelpöhler, Tobias Gafus, Prof. Dr. Wolfgang Georg Leisner, Dr. Christian 
Mensching, Christoph Tometten und Janbernd Wolfering,  

Allen Beteiligten gebührt für ihren Einsatz und ihre qualifizierte Mitarbeit großer Dank. 
Herr Professor Dr. Heribert Johlen hat von der 1. Aufl. an die wesentlichen Heraus-

geberfunktionen für dieses Handbuch wahrgenommen und einige grundlegende Kapitel  
als Autor beigesteuert. Er war auch an der Entstehung dieser 5. Aufl. noch maßgebend  
beteiligt. Herr Professor Johlen ist am 25.8.2022 im Alter von 85 Jahren verstorben. Er hat 
dieses Werk maßgeblich geprägt. Es gehört zu seinem beruflichen und wissenschaftlichen 
Nachlass, auf den er sicherlich stolz gewesen wäre. Ich bin dankbar, dass ich mit ihm zu-
sammenarbeiten durfte. 

 
Köln, im April 2023 Michael Oerder 

 
 
 

Vorwort zur 1. Auflage 
 

 
Das vorliegende Anwaltshandbuch will dem Anwalt die Bearbeitung verwaltungsrechtli-

cher Fälle erleichtern. Es soll eine Hilfe sowohl für den Fachanwalt für Verwaltungsrecht, 
der unmöglich das Verwaltungsrecht in seiner gesamten Breite beherrschen kann, als auch 
für denjenigen sein, der sich mit der gelegentlichen Bearbeitung eines verwaltungsrechtli-
chen Falles auf für ihn weniger vertrautes Terrain begibt und deshalb eine Orientierung bei 
der Bewältigung der mit dem Fall aufgeworfenen verfahrensrechtlichen und materiell-
rechtlichen Probleme benötigt. 

Nach einem Teil A, der sich mit den bei der Bearbeitung eines verwaltungsrechtlichen 
Mandates und beim Führen eines Verwaltungsstreitverfahrens üblicherweise auftretenden 
Fragen befasst, werden im Teil B die Grundzüge der Mediation im Verwaltungsrecht erläu-
tert. Sodann werden in Teil C für nahezu alle Bereiche des besonderen Verwaltungsrechts 
Hinweise zur Fallbearbeitung gegeben. Diese bestehen in einer zusammenfassenden Darstel-
lung des materiellen Rechtes, soweit es in der Praxis eine Rolle spielt, sowie Empfehlungen 
zur Handhabung des Verfahrens, verbunden mit Formulierungsvorschlägen, Checklisten 
und praktischen Beispielen. 

Kennzeichnung des Handbuches wie auch der übrigen Anwaltshandbücher dieser Reihe 
ist die „integrierte Darstellungsform“. Sie verbindet und löst gemeinsam die Aufgaben eines 
Formularbuches auf der einen und der systematischen Darstellung des materiellen Rechtes 
auf der anderen Seite. Selbstverständlich ist, dass der neueste Stand der Rechtsprechung und 
der Gesetzgebung berücksichtigt wurde, also auch die 7. Novelle zur VwGO mit den Neue-
rungen im Rechtsmittelverfahren, das neue Bundesnaturschutzgesetz und sogar die aktuel-
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len Entwicklungen im Ausländer- und Asylrecht (Zuwanderungsgesetz). Dass auch moderne 
Formen der Streitvermeidung nicht unberücksichtigt geblieben sind, zeigt das Kapitel über 
die „verwaltungsrechtliche Mediation“. 

Die Verfasser sind ausgewiesene Spezialisten auf dem Gebiet des Verwaltungsrechtes. Wir 
sind allen Autoren für ihre Mitarbeit und vor allem auch dafür dankbar, dass die Beiträge 
im wesentlichen zeitgleich und innerhalb der vereinbarten Frist abgegeben wurden. Da-
durch ist ein durchgängig gleich hohes Maß an Aktualität gewährleistet. Bedanken möchten 
wir uns auch bei Frau Kollegin Susanne Löffelholz für ihre Mitarbeit. 

Wie immer sind Verlag, Autoren und Herausgeber für kritische Hinweise und Anregun-
gen aus dem Kreis der Benutzer dankbar. 

 
Köln, im Juli 2002 
 Heribert Johlen 
 Michael Oerder 
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